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Vorwort.

Die §§ 7—21 des Zuständigkeitsgesetzes vom 

1. August 1883 haben 36 Paragraphen der Städte- 
Ordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schlesten, Posen und Sachsen vom 
30. Mai 1853 theils ganz aufgehoben, theils 
in wesentlichen Bestimmungen oder in einzelnen 
Worten abgeändert. Es entspricht deshalb einem 
praktischen Bedürfnisse, eine Textausgabe der 
Städte-Ordnung mit den durch die §§ 7—21 
des Zuständigkeitsgesetzes veranlaßten Aenderungen 
und Zusätzen herzustellen. Einem solchen Be­
dürfnisseist durch die vorliegende Ausgabe Rechnung 
getragen, in welcher es übcrstchtlich gemacht ist, 
welche Paragraphen der Städte-Ordnung und 
in wieweit dieselben Aenderungen und Zusätze 
erhalten haben. Diese Aenderungen und Zusätze 
sind nämlich gesperrt gedruckt und ist den ge­
sperrten Worten in jedein Falle der betreffende 
abändernde Paragraph des Zuständigkeitsgesetzes



vom 1. August 1883 (abgekürzt: Zust.-G.) in 
Klammern beigefügt, während die durch jenes Gesetz 
beseitigten Textesworte fortgelassen sind. 

Ich schließe mit dem Wunsche, daß diese Aus­
gabe allen denjenigen Beamten, welche Gelegen­
heit haben, fast täglich die Bestimmungen der 
Städte-Ordnung praktisch zu verwerthen, zum 
Nachschlagen eine sehr willkommene sein möge, 
sowie mit der Erklärung, daß diese Ausgabe un­
entbehrlich ist für diejenigen unbesoldeten Mit­
gliederder Magisträte und für diejenigen Mitglieder 
der Stadtverordneten-Versammlungen, welchen es 
in Folge ihres bürgerlichen Berufs an Zeit fehlt, 
sich mit dem Studium des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 1. August 1883 an sich und in seinem Ver­
hältnisse zu der Städte-Ordnung zu befassen und 
welche dennoch genau darüber orientirt sein müssen, 
welche Theile der Städte-Ordnung nach dem In­
krafttreten des Zuständigkeitsgesetzes ungültig ge­
worden und durch die mannigfachen Abänderungen 
resp. Zusätze jenes Gesetzes ersetzt worden sind. 

Demmin, den 6. Juni 1884. 

H. Steffenhagen, 
Beigeordneter.
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